
Nach § 78 AsylG ist ein Urteil des Verwaltungsgerichts unanfechtbar, wenn die Klage als
offensichtlich unzulässig oder offensichtlich unbegründet abgewiesen wird. In den übrigen Fällen
gibt es eine Berufung nur, wenn das Oberverwaltungsgericht sie zulässt.

Die Zulassungsgründe sind begrenzt:

1. grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache,
2. Abweichung von einer höher- oder gleichrangigen Leitentscheidung oder
3. ein bestimmter schwerer Verfahrensmangel.
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Einordnung: echte strukturelle Sonderbehandlung. Der Zugang zur zweiten
Tatsacheninstanz ist im Asylrecht enger als im allgemeinen Verwaltungsprozess.“

Grundregel des § 78 AsylG

https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__78.html


Eine bloße Behauptung, das Verwaltungsgericht habe Tatsachen falsch gewürdigt, eröffnet nicht
automatisch eine zweite Tatsacheninstanz. Der Zulassungsantrag muss fristgerecht und juristisch
substantiiert begründet werden.

Auch nach der VwGO ist eine Berufung nicht völlig schrankenlos. Das Asylgesetz enthält aber
zusätzliche Beschleunigungs- und Ausschlussregeln. Besonders einschneidend ist die
Unanfechtbarkeit „offensichtlich“ abgewiesener Klagen. Der Rechtsweg kann damit nach einer
einzigen Tatsacheninstanz enden.

Asylentscheidungen hängen stark von Tatsachen ab: Glaubhaftigkeit einer persönlichen
Verfolgungsgeschichte, aktuelle Lage im Herkunftsstaat, Erreichbarkeit internen Schutzes oder
medizinische Gefahren. Gerade Tatsachenfehler lassen sich aber über ein enges
Berufungszulassungsrecht schwerer korrigieren als reine Rechtsfragen.

Die anwaltliche Begründung muss zudem häufig innerhalb kurzer Fristen erstellt werden. Ohne
fachkundige Vertretung ist es für sprachunkundige Schutzsuchende kaum möglich, einen
abstrakten Zulassungsgrund sauber von bloßer Kritik an der Beweiswürdigung zu unterscheiden.

Art. 19 Abs. 4 GG garantiert effektiven Rechtsschutz, aber nicht generell mehrere Instanzen. Wenn
der Gesetzgeber eine weitere Instanz eröffnet, dürfen die Gerichte deren Zugang jedoch nicht
durch übermäßig strenge Anforderungen praktisch leerlaufen lassen.

Im Fall 2 BvR 1057/22 hob das BVerfG 2023 ein Urteil des VG Frankfurt auf. Das
Verwaltungsgericht hatte eine Asylklage wegen vermeintlichen Nichtbetreibens als
zurückgenommen behandelt, obwohl weiterhin ein Rechtsschutzinteresse erkennbar war. Das
BVerfG sah Art. 19 Abs. 4 GG verletzt. Der Fall zeigt, dass Beschleunigungsvorschriften nicht als
bloße Sanktion für anwaltliche oder prozessuale Versäumnisse überdehnt werden dürfen.

Vergleich mit dem allgemeinen
Verwaltungsprozess

Warum ist das relevant?

Verfassungsrechtliche Grenze

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2023/02/rk20230207_2bvr105722.html


Die Beschränkung ist keine geheime Benachteiligung, sondern ausdrücklich gesetzlich geregelt. Sie
kann schnelle Rechtssicherheit schaffen, erhöht aber das Risiko, dass eine erstinstanzliche
Tatsachenfehlentscheidung nicht vollständig überprüft wird. Wegen der möglichen
Abschiebungsfolgen ist die Qualität der ersten Instanz daher besonders bedeutsam.

§ 78 AsylG – Rechtsmittel
BVerfG, 7.2.2023 – 2 BvR 1057/22
§ 81 AsylG – fiktive Klagerücknahme bei Nichtbetreiben
Wissenschaftliche Dienste des Bundestages, WD 3-014/22
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